Deutscher Bundestag 
4. Wahlperiode 


Drucksache IV/1074 


Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Arbeit 
(21. Ausschuß) 
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ten Vorschlag der Kommission betr. „Allgemeine Grundsätze 
zur Durchführung einer gemeinsamen Politik der Berufsaus- 
bildung" gemäß Artikel 128 des EWG-Vertrages 

— Drucksache IV/567 — 


A. Bericht des Abgeordneten Ravens 


Der Vorschlag der Kommission der EWG an den 
Rat für die Aufstellung der „Allgemeinen Grund- 
sätze zur Durchführung einer gemeinsamen Politik 
der Berufsausbildung" gründet sich auf Artikel 128 
des EWG-Vertrages. Danach hat der Rat auf Vor- 
schlag der Kommission und nach Anhörung des 
Wirtschafts- und Sozialausschusses in bezug auf die 
Berufsausbildung „Allgemeine Grundsätze zur Durch- 
führung einer gemeinsamen Politik der Berufsaus- 
bildung'' aufzustellen, die zu einer harmonischen 
Entwicklung sowohl der einzelnen Volkswirtschaften 
als auch des Gemeinsamen Marktes beitragen sollen. 
Nach Artikel 148 ist für die Verabschiedung dieser 
Grundsätze durch den Rat nur die einfache Mehrheit 
erforderlich. 

Der Vorschlag der Kommission ist dem Bundestag 
von der Bundesregierung am 29. Juni 1962 gemäß 
Artikel 2 Satz 1 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft und der Europäischen Atom- 
gemeinschaft vom 27. Juli 1957 (BGBl. II S. 753) zur 
Unterrichtung vorgelegt worden. 

Die Vorlage wurde im Ausschuß für Arbeit in der 
30. Sitzung am 9. Januar, der 33. Sitzung am 11. Ja- 
nuar und der 39. Sitzung am 7. März 1963 behandelt. 

Der von der Bundesregierung übermittelte Text 
des Vorschlags ist im Laufe der Beratungen im Rat 
zum Teil abgeändert worden. Diese Abänderungen 
lagen ebenfalls dem Ausschuß für Arbeit zur Be- 
ratung vor. 

In den Ausschußberatungen wurden gegen die 
Grundsätze 1 bis 3 und 5 bis 9 keine Einwendungen 


erhoben; dagegen wurden erhebliche Bedenken ge- 
äußert, ob — wie im Vierten Grundsatz — der Kom- 
mission das Recht zugestanden werden könne, nicht 
nur den Mitgliedstaaten, sondern auch dem Rat Vor- 
schläge für Maßnahmen zur Durchführung dieser 
Grundsätze auf Gemeinschaftsebene vorzulegen, 
über die dann der Rat mit einfacher Mehrheit be- 
schließen könnte. 

Darüber hinaus war umstritten, ob der Vertrag 
eine Rechtsgrundlage für die im Zehnten Grundsatz 
vorgesehene gemeinsame Finanzierung zur Ver- 
wirklichung der Ziele einer gemeinsamen Politik 
der Berufsausbildung enthalte. 

Es wurde darauf hingewiesen, daß die vorgeschla- 
gene Regelung eine zusätzliche Übertragung von 
bisher den Mitgliedstaaten verbliebenen Hoheits- 
rechten auf die Gemeinschaft einschließe, für die der 
Vertrag selbst keine Grundlage biete. 

Am 21. Februar 1963 hat der Rat zu den um- 
strittenen Grundsätzen 4 und 10 — vorbehaltlich 
einiger noch von ihm zu beschließenden redaktionel- 
len Änderungen — bereits Stellung genommen. Die 
Verabschiedung der Grundsätze im Rat wird vor- 
aussichtlich im April 1963 vorgenommen werden. 

Eine Minderheit des Ausschusses bedauerte, der 
Bundesregierung vorwerfen zu müssen, daß sie den 
Ausschuß zu spät über den Vorschlag der Kommis- 
sion unterrichtet und den Sitzungstermin des Mini- 
sterrats am 21. Februar 1962 nicht rechtzeitig mit- 
geteilt hat, so daß über die Grundsätze eine vor- 
herige abschließende Beratung nicht mehr möglich 
war. 
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Der Ausschuß für Arbeit hat in seiner abschlie- 
ßenden Sitzung am 7. März 1963 beschlossen, dem 
Plenum vorzuschlagen, den Vorschlag der EWG- 
Kommission und diesen Bericht zur Kenntnis zu 
nehmen. 


Bonn, den 13. März 1963 


Ravens 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Vorschlag der Kommission an den Rat betr. 
„Allgemeine Grundsätze zur Durchführung einer ge- 
meinsamen Politik der Berufsausbildung" — Druck- 
sache IV/567 — und die in dem Bericht des 
Ausschusses für Arbeit mitgeteilten Bedenken zur 
Kenntnis zu nehmen. 


Bonn, den 13. März 1963 


Der Ausschuß für Arbeit 


Scheppmann 

Vorsitzender 


Ravens 

Berichterstatter 



